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Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom UnserZeichen NUrnberg,

Annette BolSle 28.102022 Z1206Ei30 8. November 2022

Vorhabenbezogener Bebauungs- und Griinordnungsplan Sondergebiet "Solarpark Ellin-
gen VI" der Stadt Ellingen, Landkreis WeiBenburg-Gunzenhausen

Sehr geehrte Frau BoBIe,

vom Bebauungsplan fUr das Sondergebiet ,,Solarpark Ellingen VI“, ist in der Teilflache C die
Fernwasserleitung von Genderkingen an der Donau nach NUrnberg Krottenbach betroffen. Mit
dieser Fernleitung werden ca. 1,3 Mio. Einwohner mit Trinkwasser versorgt. Die Liefermenge
betragt bis zu 100000 m3/Tag.
Die Fernwasserleitung verléuft zwischen den Flurnummern 663 und 671 der Gemarkung Ellin—
gen ca. auf der Grundst'Licksgrenze. Die genaue Lage entnehmen Sie bitte dem beiliegenden
Bestandspianauszug.
Die Fernleitung ist auf éffentlichen Flaohen mit schuldrechtlichen Vertrégen und auf privaten
GrundstUcken mit einer beschrénkt persdnlichen Dienstbarkeit gesichert. Der im Grundbuch
eingetragene Sicherheitsstreifen hat eine Breite von 10,0 m (je 5,0 m) beiderseits der Leitungs—
achse. Der Schutzstreifen sichert den Bestand, den Betrieb und die lnstandhaltung der Fern-
wasserleitung mit den zugehérigen Schachten und dem Leitungszubehc’jr (Steuerkabel, Markie-
rungen usw.).
FUr den Bereich des Schutzstreifens sind folgende Auflagen und Nutzungsbeschrankungen zu
beachten:

. Innerhalb des Schutzstreifens dUrfen keine betriebsfremden Bauwerke errichtet werden.
Es dUrfen auch keine Bauteile (z.B. Photovoltaik—Module, Dachflberstande etc.) in den
Schutzstreifen einkragen. Der Lichtraum von 10,0 m Breite muss frei bleiben.

0 Der Schutzstreifen ist von Bewuchs, der die Sicherheit und Wartung der Rohrleitung be-
eintrachtigt, freizuhalten. Es dt'in‘en keine tiefwurzelnden Gehélze (Béume 1. und 2.
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Ordnung) gepflanzt werden. Die Anpflanzung von einzelnen Stréiuchern 'ist méglich. Die
geplante Eingrflnung an der Nordseite der Teilfléiche C mit einer 3-reihigen Hecke
bitten wir an der Grenze des WFW-Schutzstreifen en’den zu lassen.

n im Bereich des Schutzstreifens dUrfen keinerlei Geléndeverénderungen (Abgrabungen
oder AufschUttungen) vorgenommen werden. Niveauverénderungen sind nur mit unse-
rer schriftlichen Zustimmung erlaubt.

a Erdarbeiten, Frésen, Bohren und TiefpiJgen, die fiber die zur landwirtschaftlichen Nut-
zung erforderliche Bodenbearbei'tung hinausgehen, sind im Schutzstreifen nicht zulés—
Slg.

o Das Lagem von SchUtttern, Baugrubenaushub oder Baustoffen ist auf dem Schutz—
streifen nicht zuléssig.

o Flé‘lchen innerhalb des Schutzstreifens d'L‘Irfen nur Ieicht befestigt werden. Die Nutzung
als Verkehrsfléche (Wege‘l Stellplétze etc‘, auch mit Schwarzdecke) ist méglich.

9 Die Zugénglichkeit zur TraSse unserer Femwasserleitungen fUr Begehungen zu Kontroll—
zwecken und erforderiiche Instandhaltungsmaflsnahmen muss jederzeit und ungehindert
ohne besondere Gene'hmigung gesichen sein.

:- Beim Bau der geplanten Einspeisungskabel in das éffentiiche Netz i'st ein Instruktions-
verfahren zur Sicherung unserer Fernwasserleitung mit FM— und LWL~KabeI zwingend
erforderlich.

Wir bitten Sie die Fernieitungstrasse mit Schutzstreifen in den Bebauungsplanplan einzutragen
und, die oben genannten Nutzlungsbeschrénkungen in die Begr'L‘mdung bzw. in den E‘rléu'te-
rungsberiCht’aufzunehmen.

Bei Freihaltung der Leitungstrasse, Einhaltung cler Nutzungsbeschrénkungen fUr den Schutzr
streifen und Durchfuhrung eines Instruktionsverfahren beim Bau der Einspeisungskabel in das
éfientliche Netz bestehen von unserer‘Seite zum Bebauungsplan ,,So|arpark Eliingen Vl“ der
Stadt Ellingen, keine Einwénde.

Freundliche Grime

ZWECKVERBAND WASSERVERSORGU NG
FRANKISCHER WIRTSCHAFTSRAUM

im Auftra

Anlage
Bestandsplanauszug
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Hausanschrift: Sandreuthstrafie 21 . 90441 NUmberg
Telefon: 0911 802-02 . Telefax 0911 802—17005

N-ERGIE Netz GmbH . 90338 Nflrnberg

Abteilung Netzplanung
NNG—NP—IS Win
AZ: AW802202242821 und AW802202242822

Telefon: 0911 802-17213
93055 Re ensbur Telefax: 0911 802-17492

g 9 E-Mail: instruktionsanfragen@n-ergie—netz.de
Internet: www.n—ergie-ne12.de

Lichtgr'L'In Landschaftsarchitektur
Frau Annette BoBle
Linzer StraBe 13

NUrnberg, 9. November 2022

Anderung des Fléichennutzungsplanes der Stadt Ellingen und

Aufstellung des Bebauungsplanes "Solarpark Ellingen VI"

lhr Schreiben vom 28.10.2022

Sehr geehne Frau BoBle,

in der Anlage erhalten Sie einen Bestandsplan der N-ERGIE Netz GmbH im erweiterten

Bereich. Dieser Bestandsplan besitzt nur informellen Charakter.

Der Bestandsplan enthélt Anlagen der N-ERGIE Netz GmbH.

Zusétzlich zu den auf dem Uberlassenen Plan bekannt gegebenen Anlagen kénnen sich vor

Ort weitere im Eigentum Dritter stehende Anlagen — insbesondere Kabel, Rohre oder Leitungen

zum Anschluss von Erneuerbaren Energieanlagen - befinden, for die wir nicht zusténdig sind.

Uber diese kénnen wir keine Auskunft geben und diese sind deshalb auch nicht im Planwerk

dokumentier’t. HierfUr ist der jeweilige Anlagenbetreiber zusténdig.

FUr den Anschluss an unser Versorgungsnetz nutzen Sie bitte unseren Online-Service

,,Netzanschluss“ auf unserer Internetseite www.n-ergie-netz.de.

F'L'Ir Rackfragen steht lhnen unser Netzkundenservice unter der Rufnummer 0800 271 5000

gerne zur Verf'L'Igung.

N-ERGIE Netz GmbH, Sandreulhslrane 21, 90441 Nurnberg I Telefon 0911 802432, Telefax 0911 802-17005
Vorsilzender des Aufslchlsrals Peter Rupperl | Geschénsmhwr Dr. Peter Wolflram
Si1z dcr Gesellschan Nflrnberg I Amlsgerichl NUrnberg HR B 23081 I Sleuernummer 241/117I70197 | Umsatzsleucr-ldNr. DE 251569629
Sparkassc Niirnbcrg IBAN DE59 7605 01010005 8956 02, BIC SSKNDE77XXX
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Seite 2, LichtgrUn Landschaftsarchitektur, 93055 Regensburg

Weiterhin befindet sich auch eine Fernwasserleitung des ,,Zweckverbandes Wasserversorgung

Frénkischer Wirtschaftsraum" im vorliegenden Mafsnahmenbereich. Eine Stellungnahme
beglich Leitungssicherung erhalten Sie gesondert zu diesem Schreiben.

Die aktuellen Datenschutzhinweise zum Umgang mit personenbezogenen Daten finden Sie

auf unserer Internetseite www.n-ergie—netz.de.

Freundliche GrUfLe

lhre N-ERGIE Netz GmbH

Das Dokument wurde elektronisch erstellt

und ist ohne Unterschrift g'ultig und

rechtsverbindlich.

Anlage

Bestandsplanunterlage

N-ERGIE Netz GmbH, Sandreulhslrafle 21. 90441 Nornberg I Telefon 0911 802-02. Te|efax 0911 802-17005
Vorsitzender des Aulslchtsrats Peler Ruppen I Geschfiflsffihrer Dr. Pele! Wollfram
Silz der Gesellschaft Nflmberg I Amtsgericm N‘lborg HR B 23081 I Sleucrnummer 241l1 17l70197 l Umsalzsleuer-ldNr. DE 251589629
Sparkasse Nilrnbcrg IBAN DE59 7605 0101 0005 8956 02. BIC SSKNDE77XXX



STAATLICHES BAUAMT
ANSBACH

Staatliches Bauamt
*5 Postfach 2061 . 91514 Ansbach

LichtgrUn Landschaftsarchitektur r
z.Hd. Annette BofSle 7
LinzerStraBe 13 t’
93055 Regensburg LAX /(

Ihr Zeichen, lhre Nachricht vom Unser Zeichen

Vollzug des Baugesetzbuches;
Beteiligung der Tréiger 6ffent|icher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB
fiir die Aufstellung des Bebauungsplan fiir das Sondergebiet ,,So|arpark
Ellingen VI“ in der Gemarkung Ellingen
der Stadt Ellingen, Landkreis Weiflenburg - Gunzenhausen

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Staatliche Bauamt Ansbach nimmt zu der 0. g. Bauleitplanung als Tréger 6f-
fentlicher Belange wie folgt Stellung:

1. [:1 Fléchennutzungsplan E] mit Landschaftsplan

X Bebauungsplan ,,So|arpark Ellingen VI“

fUr das Gebiet

IX] mit GrUnordnungsplan
dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs? E] ja E nein

[:l Satzung Uber den Vorhaben- und Erschlieflungsplan

|:| Sonstige Satzung

IX] Frist fL'Ir die Stellungnahme: 02.12.2022 (§ 4 BauGB)
El Frist: 1 Monat (§ 2 Abs. 4 BauGB-MaBnahmenG)



2. Tréiger 6ffentlicher Beiange

2.1

2.2

2.3

2.4.

StraBenbauvenualtung: Staatliches Bauamt Ansbach

Amtssitz 'Wiirzburger Landstrafse ’22

91522 Ansbach

I:I Keine AuBerung

1:] Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht

nach § 1 Abs. 4 BauGB auslb‘sen.

[:I Beabsichtigte ei‘gene Pian‘ungen und Mafinahmen, die den 0. 9. Plan

berUhren kt‘mnen, mit Angabe des Sachstandes.

Einwendungen mit rechtiicher Verbindlichkeit aufgrund fac'hg'esetzlicher

Rechnung, die im Regelfall in der Abwégung nicht fiberwunden werden kfijn-

nen (z. B. Landschafts- oder Wasserschutzgebietsverordnungen)

IE 'Einwendungen

'1. Das Planungsgebiet Eiegt auBerhalb der Ortsdurchfahrt an freier ’Strecke

der Bundesstrarse 82. An freier Strecke besteht an Bundesstrafsen eine
Bauverbotsz‘one von 20 m, gemessen vom Fahrbahnrand. Die Anbauver-

botszone der Bundes‘s'tralse (Bauverbotszone von 20 m) ist von baulich‘en

Anlagen freizuhalten.

2. Aufienwerbeantagen dfirfen nur nach Zustimmung der Straflenverkehrs-

behérde beim Landratsamt Wemenburg-Gunzenhausen (§ 33 Abs. 1 Nr. 3

StVO) errichtet werden.

El Rechtsgrundlagen

Bundesfernstrallengesetz

StVO

|:I Méglichkeiten .der UbeMindung (z. B. Ausnahmen oder Befrei’ungen)



2-5 E] Sonstige fachliche lnformationen und Empfehlungen aus der eigenen

Zusténdigkeit zu dem o. 9. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils

mit BegrUndung und ggf. Rechtsgrundlage

1. Die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der Bundesstrafle
darf nicht durch nachteilige Einwirkungen von der Photovoltaikanla-
ge, z. B. Blendung durch Reflektionen (Spiegelung) des Sonnenlichtes
auf den Voltaik-Paneelen, beeintréchtigt werden. Der Schutz der Ver-

kehrsteilnehmer ist durch geeignete MaBnahmen des Bauherrn sicher

zu stellen.

Um Ubermittlung einer Kopie der Abwégung der 0. g. Punkte sowie einer Kopie
des rechtsgiJltigen Bebauungsplanes (Satzung mit Plan) wird gebeten. Die Unter-
Iagen kOnnen auch digital als pdf an poststelle©stbaan.bavernde Ubermittelt
werden.

Mit freundjichen GrUBen
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Bayerischer
BauernVerband

Geschéftsstelle
Roth - WeiBenburg

Bayerischer Bauernverband ~ Geschéftsstelle Roth Ansprechpar‘tner: Geschéftsstelle Roth
MUnchener Str. 67 ‘ 91154 Roth Telefon. 09171 9660-100

. .. . Telefax: 091719660-119Lichtgrun Landschaftsarchitektur E_Ma“: Roth@
2' Hd' Annette BOBIe BayerischerBauernVerband.de
Linzer StraBe 13
93055 Regensburg Datum: 23.11.2022

Per Mail: annette.bossle@lichtgruen.de

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Unser Zeichen, unsere Nachricht vom
vo

Stadt Ellingen - Sondergebiet "Solarpark Ellingen VI" - friihzeitige Beteiligung § 4
Abs. 1 BauGB

Sehr geehr'te Damen und Herren,

Grundsétzlich mbchten wir einige Punkte fUr die zukiinftige Planung und Verwirklichung zu
Freifléichen PV — Anlagen anregen:

1. Die Installierung von PV- Anlagen auf Déichern soll Vorrang vor Freifléchenanlagen
haben.

2. PV-Freifl'aichenanlagen vorrangig auf Fléchen mit Bewirtschaftungsauflagen,
Grenzstandorten oder Ausgleichsfléchen konnen einen sinnvollen Beitrag zur
Energiewende leisten

3. Um Hotspotbildungen und Fléchenkonkurrenzen entgegenzuwirken sowie eine
Akzeptanz fUr die Anlagen bei Landwirten wie BUrgern zu erzielen sollte Uber weitere
Erhbhungen der begleitenden Rahmenbedingungen, die eine fléchige Verteilung der
PV Freifléchenanlagen sicherstellt nachgedacht werden:

o Eine Begrenzung von PV — Freifléchenanlagen in Relation zur
landwirtschaftlichen Fléche pro Gemeinde z.B. maximal fiinf Prozent der
Gemarkung

o Verbindliche Miteinbeziehung agrarstruktureller Belange und Qualitétskriterien
in die Beurteilung der Gemeinden zur Eignung von Fléchen (z.B. Bodenpunkte/
Bodenwertzahl in Relation zum Gemeindedurchschnitt

o Frteitige Miteinbeziehung der Bauern und Bijrger vor Ort und moglichst
Moglichkeit zur Beteiligung der Landwirte an den Projekten, z.B. Uber
heimische Energiegenossenschaften, Bijrgeranlagen.

4. Bei der Errichtung von PV— Freilandfléchen soll auf den naturschutzrechtlichen
Ausgleich verzichtet werden und die PV- Freilandfléchen mijssen auch als
Ausgleichs—/ Blijhfl'ache fiir den Natur — und Artenschutz anerkannt werden. Die

.../2
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Pflege und Unterhalt dieser Fléchen bleibt in der Verantwortung derAnlagenbetreiber.
Kostenerstattung an die Jagdgenossenschaften, sofern diese die Arbeiten verrichten.

Nach RUckspraChe mit unserem Ortsverband nehmen wir zur o.g. Bauleitplanungen aus
landwir'tschaftlicher Sicht wie folgt Stellung:

Landwirtschaft:

1. Der Entzug land- forstwirtschaftlicher Nutzfléche wird starke Auswirkungen auf die
landwir'tschaftlichen Betriebe in der betroffenen Region haben, da landwir'tschaftliche
Nutzfléche die Grundlage der Landbewirtschaftung und unserer
Lebensmittelproduktion darstellt.
Vor allem mit Blick auf die Konflikte in der Ukraine sollte der Entzug der
landwir'tschaftlichen Fléchen aus der Nahrungsmittelproduktion neu bewertet werden.
Fijr unsere heimische Nahrungsmittelproduktion und auch fijr die Versorgung anderer
Lender mit Nahrungsmitteln, zéhlt jeder Quadratmeter Acker und Weideland.

Die Nutzung und Bewirtschaftung der mittelbar und unmittelbar angrenzenden land-
und forstwirtschaftlichen Fléchen, Gebéude und Wege dijrfen durch die geplante
Bebauung nicht beeintréchtig werden. Die Bewirtschaftung muss — sofern
erntebedingt erforderlich zu jeder Tages — und Nachtzeit uneingeschrénkt mbglich
sein.

Auf den Uberbauten Fléchen wird es wéhrend der Standzeit der Anlage zu einem
Humusabtrag und in dessen Folge zu einem Versteppen der Fléchen einhergehend
mit einer Verarmung des Bodenlebens kommen. Da Humus neben Stickstoff auch
002 bindet, kommt es zu dessen Freisetzung mit den bekannten Folgen fiir das Klima,
die man mit der eingesetzten Technik zu vermeiden sucht.
Auch wenn die Anlagen irgendwann wieder abgebaut werden, sind die Fléchen auf
Jahre hinaus fiir die Lebensmittelproduktion verloren.

Durch die auf den Flurgrenzen entstehenden Zéune ist eine Bearbeitung bis zur
Grenze eines Schlages mit GroBmaschinen nicht mdglich. Bei einer
Grundstiickslénge von 2.8. 260 m und einem beiderseits erforderlichen Abstand von
min. 2 m vom Zaun ergibt sich allein daraus ein weiterer Fl'achenverlust von ca. 1000
m2.

Durch die auf den Flurgrenzen entstehenden Zéune sind die dadurch verengten
Feldwege z.B. mit einem Méhdrescher mit angebautem Schneidwerk nicht mehr
passierbar. Die Feldwege mUssen wéhrend der Bebauung als auch danach dem
landwir'tschaftlichen Verkehr uneingeschrénkt zugénglich sein. Dies Betrifft die
Fahrbahnoberfléche genauso wie eventuelle Beeintréchtigungen durch angrenzende
Zéune. Hier ist besonders zu betonen, dass iiberbreite landwirtschaftliche Maschinen
weiterhin ungehindert passieren kennen mijssen. Zusétzlich ist mit einer starken
Beanspruchung der Zufahrten wéhrend der BaumaBnahme zu rechnen. Schéden an
den Wegen durch Schwerlasttransporte o. 51. Baustellenverkehr mijssen im Vorfeld
berijcksichtigt werden. Schéden, die an den Feldwegen entstanden sind mijssen
durch die Verursacher wieder beseitigt werden. Dies ist im Vorfeld mit Anliegern zu
kléren.

Bevor in dem betroffenen engréumigen Lebensraum Fl'achen fiir Photovoltaik zur
Verfijgung gestellt werden kdnnen, sind zuvor sémtliche Alternativen auszuschdpfen.
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7. Ausgleichsfléchen sind so anzulegen, dass landwir'tschaftliche Nutzfléche dabei nicht
in Anspruch genommen werden oder eine landwirtschaftliche Nutzung weiterhin auf
diesen Fl'achen méglich bleibt. Es ist ferner bei der Ausweisung darauf zu achten,
Fl'achen nicht dauerhaft fUr eine landwirtschaftliche Nutzfléche unbrauchbar gemacht
werden. Auch hier haben wir wieder einen Entzug der Fl'achen aus der
Nahrungsmittelproduktion und wir méchten auch an dieser Stelle die Wichtigkeit
dieser zur heutigen Zeit betonen.

8. Die Funktionsféhigkeit von bestehenden Drainagesystemen und Grabensystemen
mUssen wéhrend und nach der BaumaBnahme sichergestellt sein. Sollten hier
zusammenhéngende Systeme bestehen sind diese entsprechend umzuleiten.
Etwaiger Nutzungsausfall ist zu entschédigen. Eine Beeintréchtigung fUr die
Landwir'tschaft zu verhindern. BeweissicherungsmaBnahmen sind zur Dokumentation
der Grundwasserverhéltnisse vor der BaumaBnahme durchzuft'jhren.

J_ag¢

9. Aufgrund des geplanten Projektes ist mit einem Verlust der jagdlichen Nutzung auf
der in Anspruch genommenen Fléche zu rechnen. Des Weiteren ist mit einer
Beeintréchtigung der Jagdausijbung zu rechnen (Beschrénkung der Schussrichtung,
Einschrénkung der Jagdarten, Zerschneidung der Wildwechsel).

Die Jagdausijbung ist auch im weiteren Umfeld der geplanten Anlage aus
SicherheitsgrUnden nicht nur oder nur eingeschrénkt méglich. Des Weiteren ist zu
berchten, dass durch die neu entstehenden RUckzugsorte der Druck durch
Schwarzwild und dadurch hervorgerufene Flurschéden wieder steigt.

Bevor in dem betroffenen engréumigen Lebensraum Fl'achen fUr Photovoltaik zur
Vernung gestellt werden kénnen, sind vorher sémtliche Alternativen auszuschépfen.
Beispielsweise sollten zuerst sémtliche geeigneten Dachfléchen in der Gemeinde
genutzt werden und Parkplétze Uberdacht werden, bevor an eine Uberbauung der
vorgesehenen Fléchen gedacht werden kann.

Jagdwertminderungen mUssen gegenUber der Jagdgenossenschaft jéhrlich
entschédigt werden.

Wir bitten Sie, o.g. Einwénde bei der Planung und Durchft'jhrung des Projektes zu
berUcksichtigen. In diesem Zusammenhang weisen wir ausdrUcklich auf die
Einwendungen der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe mit der Bitte um
BerUcksichtigung hin.

Mit freundlichen GrUBen
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Deutsche Bahn AG 
Sitz: Berlin 
Registergericht: 
Berlin-Charlottenburg 
HRB 50 000 
USt-IdNr.: DE 811569869 

Vorsitzender des 
Aufsichtsrates: 
Werner Gatzer 

Vorstand:  
Dr. Richard Lutz, 
Vorsitzender 
 

Dr. Levin Holle 
Berthold Huber 
Dr. Daniela Gerd tom Markotten 
Dr. Sigrid Evelyn Nikutta 
Evelyn Palla                                                     
Dr. Michael Peterson                                    
Martin Seiler 

 

Nähere Informationen zur Datenverarbeitung im DB-Konzern finden Sie hier: www.deutschebahn.com/datenschutz 
 

 

 

 

 
 

28.11.2022 
 
Ihr Zeichen/Datum/Bearbeitung: Ihre Mail vom 28.10.2022, Frau Boßle 

 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs- und Gründordnungsplans Sonderge-
biet "Solarpark Ellingen VI" mit integriertem Vorhaben- und Erschließungsplans und Än-
derung des Flächennutzungsplans 
Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 
 
Strecke 5320 Treuchtlingen – Nürnberg / von ca. km 12,062 bis ca. km 12,360 / beiderseits d. Bahn 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
die DB AG, DB Immobilien, als von der DB Netz AG bevollmächtigtes Unternehmen, übersen-
det Ihnen hiermit folgende Gesamtstellungnahme der Deutschen Bahn AG als Träger öffentli-
cher Belange und aller Unternehmensbereiche zur oben genannten Bauleitplanung. 

Gegen die Aufstellung des Bebauungsplans sowie Änderung des Flächennutzungsplans beste-
hen bei Beachtung und Einhaltung der nachfolgenden Bedingungen/Auflagen und Hinweise aus 
Sicht der DB AG und ihrer Konzernunternehmen keine Bedenken. 

Infrastrukturelle Belange 

Nach § 4 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) und § 2 der Eisenbahn-Bau- und Be-
triebsordnung (EBO) ist die Deutsche Bahn AG verpflichtet, ihren Betrieb sicher zu führen und 
die Eisenbahninfrastruktur in betriebssicherem Zustand zu halten. In diesem Zusammenhang 
weisen wir auf folgendes hin: 

Durch die Inhalte, Festlegungen und Zielsetzungen der Bauleitplanung dürfen der gewöhnliche 
Betrieb der bahnbetriebsnotwendigen Anlagen einschließlich der Maßnahmen zur Wartung und 
Instandhaltung sowie Maßnahmen zu Umbau, Erneuerung oder ggf. notwendiger Erweiterun-
gen keinesfalls verzögert, behindert oder beeinträchtigt werden. 

DB AG - DB Immobilien 
 Kundenteam Eigentumsmanagement - Baurecht

CR.R O42
Barthstr. 12

80339 München
 www.deutschebahn.com

Allgemeine Mail-Adresse:
ktb.muenchen@deutschebahn.com

Zeichen: TOEB-BY-22-144620

DB AG - DB Immobilien  • CR.R O42 
Barthstr. 12 • 80339 München 
 
Lichtgrün Landschaftsarchitektur 
z. Hd. Annette Boßle 
Linzer Straße 13 
93055 Regensburg 
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Künftige Aus- und Umbaumaßnahmen sowie notwendige Maßnahmen zur Instandhaltung und 
dem Unterhalt, in Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb, sind der Deutschen Bahn weiter-
hin zweifelsfrei und ohne Einschränkungen zu gewähren. 

Die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit aller durch die geplanten Baumaßnahmen und das 
Betreiben der baulichen Anlagen betroffenen oder beanspruchten Betriebsanlagen der Eisen-
bahn ist ständig und ohne Einschränkungen, auch insbesondere während der Baudurchfüh-
rung, zu gewährleisten.  

Photovoltaik- bzw. Solaranlagen sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelände hinzugestalten. Sie 
sind so anzuordnen, dass jegliche Blendwirkung ausgeschlossen ist. Sollte sich nach der Inbe-
triebnahme eine Blendung herausstellen, so sind vom Bauherrn entsprechende Abschirmungen 
anzubringen. 

Es ist jederzeit zu gewährleisten, dass durch Bau, Bestand und Betrieb der Photovoltaikanlage 
keinerlei negativen Auswirkungen auf die Sicherheit des Eisenbahnbetriebs (z.B. Sichtein-
schränkungen der Triebfahrzeugführer durch z.B. Blendungen, Reflexionen) entstehen können 
und dass die Lärmemissionen des Schienenverkehrs nicht durch Reflektionseffekte erhöht wer-
den. 

Die Deutsche Bahn AG sowie die auf der Strecke verkehrenden Eisenbahnverkehrsunterneh-
men sind hinsichtlich Staubeinwirkungen durch den Eisenbahnbetrieb (z.B. Bremsabrieb) sowie 
durch Instandhaltungsmaßnahmen (z.B. Schleifrückstände beim Schienenschleifen) von allen 
Forderungen freizustellen. 

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass aus Schäden und Beeinträchtigungen der Leis-
tungsfähigkeit der Anlage (Schattenwurf usw.), die auf den Bahnbetrieb zurückzuführen sind, 
keine Ansprüche gegenüber der DB AG sowie bei den auf der Strecke verkehrenden Eisen-
bahnverkehrsunternehmen geltend gemacht werden können. Bei mit 110 kV – Bahnstromlei-
tungen überspannten Anlagen ist die DB bei allen witterungsbedingten Ereignissen, z.B. Eisab-
fall von den Seilen der Hochspannungsleitung, von allen Forderungen freizustellen.  

Die Sicht auf Signale und Signalanlagen muss gemäß den geltenden Richtlinien ständig –auch 
während der Bauphasen - uneingeschränkt gewährleistet sein. 

Die Flächen befinden sich in unmittelbarer Nähe zu unserer Oberleitungsanlage. Auf den Ober-
leitungsmasten wird eine außenliegende Versorgungsleitung mitgeführt. Wir weisen hiermit 
ausdrücklich auf die Gefahren durch die 15000 V Spannung der Oberleitung hin und die hierge-
gen einzuhaltenden einschlägigen Bestimmungen. 

Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen müssen den Belangen der Si-
cherheit des Eisenbahnbetriebes entsprechen. Zu den Mindestpflanzabständen ist die Bahn-
richtlinie 882 zu beachten. 
Bei Bepflanzungen ist grundsätzlich zu beachten, dass Abstand und Art der Bepflanzung ent-
lang der Bahnstrecke so gewählt werden müssen, dass diese bei Windbruch nicht in die Gleis-
anlagen fallen können bzw. ist zu den spannungsführenden Teilen der angrenzenden Oberlei-
tung mindestens ein Abstand von 3,0 m einzuhalten, um bei höherem bzw. ausladendem 
Wuchs und bei Windeinwirkung einen Überschlag zu vermeiden. Die Bepflanzung muss so ge-
wählt werden, dass die Oberleitung (auch in Jahren) nicht beeinträchtigt wird. 
Diese Abstände sind durch geeignete Maßnahmen (Rückschnitt u.a.) ständig zu gewährleisten. 
Soweit von bestehenden Anpflanzungen Beeinträchtigungen des Eisenbahnbetriebes und der 
Verkehrssicherheit ausgehen können, müssen diese entsprechend angepasst oder beseitigt 
werden. Bei Gefahr in Verzug behält sich die Deutsche Bahn das Recht vor, die Bepflanzung 
auf Kosten des Eigentümers zurückzuschneiden bzw. zu entfernen. 
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Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbe-
sondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektri-
sche Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter 
Bebauung führen können. Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb ausgehenden Emissionen sind 
erforderlichenfalls von der Gemeinde oder den einzelnen Bauherren auf eigene Kosten geeig-
nete Schutzmaßnahmen vorzusehen bzw. vorzunehmen. 

Immobilienrelevante Belange 

Bahneigener Grundbesitz innerhalb des Geltungsbereiches der Bauleitplanung ist nicht vorhan-
den. 

Werden Kreuzungen von Bahnstrecken mit Wasser-, Gas- und Stromleitungen sowie Kanälen 
und Durchlässen usw. erforderlich, so sind hierfür entsprechende Kreuzungs- bzw. Gestat-
tungsanträge bei der DB Immobilien, Liegenschaftsmanagement, zu stellen. 

Hinweise für Bauten nahe der Bahn 

Bei Bauarbeiten in Bahnnähe sind Sicherheitsauflagen aus dem Eisenbahnbetrieb zu beachten. 
Die Einholung und Einhaltung dieser Sicherheitsauflagen obliegen dem Bauherrn im Rahmen 
seiner Sorgfaltspflicht. Zur Abstimmung der Sicherung gegen Gefahren aus dem Bahnbetrieb 
sind die Bauantragsunterlagen der DB AG (Eingangsstelle DB Immobilien) vorzulegen. 

Die folgenden allgemeinen Auflagen für Bauten / Baumaßnahmen nahe der Bahn dienen als 
Hinweis: 

Der Eisenbahnverkehr darf – bereits während der Baumaßnahme – weder beeinträchtigt noch 
gefährdet werden. 

Der Zugang zu den bahneigenen Anlagen für Inspektions-, Wartungs- und Instandhaltungs-
maßnahmen ist weiterhin sicherzustellen. 

Das Planen, Errichten und Betreiben der geplanten baulichen Anlagen hat nach den anerkann-
ten Regeln der Technik unter Einhaltung der gültigen Sicherheitsvorschriften, technischen Be-
dingungen und einschlägigen Regelwerke zu erfolgen. 

Ein widerrechtliches Betreten und Befahren des Bahnbetriebsgeländes sowie sonstiges Hinein-
gelangen in den Gefahrenbereich und den Sicherheitsraum der Deutschen Bahn (3,30 m lichter 
Raum von Gleisachse) der Bahnanlagen ist gemäß § 62 EBO unzulässig und durch geeignete 
und wirksame Maßnahmen grundsätzlich und dauerhaft auszuschließen. Dies gilt auch wäh-
rend der Bauzeit. 

Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau- / Hubgeräten (z.B. (Mobil-) Kran, Bagger etc.) ist 
das Überschwenken der Bahnfläche bzw. der Bahnbetriebsanlagen mit angehängten Lasten 
oder herunterhängenden Haken verboten. Die Einhaltung dieser Auflagen ist durch den Bau 
einer Überschwenkbegrenzung (mit TÜV-Abnahme) sicher zu stellen. Die Kosten sind vom An-
tragsteller bzw. dessen Rechtsnachfolger zu tragen. 

Sollte sich ein Kraneinsatz in der Nähe von Bahnanlagen ergeben, wobei planfestgestellte Be-
triebsanlagen der Eisenbahn des Bundes überschwenkt werden oder könnten, so ist mit der DB 
Netz AG eine kostenpflichtige Kranvereinbarung abzuschließen, welche – wenn die Bahnanla-
gen nicht mit Last überschwenkt werden – mind. 2 Wochen vor Kranaufstellung zu beantragen 
ist. Wenn das Überschwenken der Bahnanlagen mit Last nicht vermeidbar ist, muss der Antrag 
zur Kranaufstellung rechtzeitig gemäß Ril 406 vor dem Kranaufstellungstermin bei der DB Netz 
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AG eingehen. Generell ist ein maßstäblicher Lageplan (M 1:1000) mit dem vorgesehenen 
Schwenkradius vorzulegen. 

Baumaßnahmen in Nähe von Bahnbetriebsanlagen erfordern umfangreiche Vorarbeiten und 
Sicherungsvorkehrungen zum Schutz der Kabel, Leitungen und Anlagen der DB AG. Im unmit-
telbaren Bereich von DB-Liegenschaften muss jederzeit mit dem Vorhandensein betriebsnot-
wendiger Kabel und Leitungen gerechnet werden. 

Eine Beteiligung der DB Kommunikationstechnik GmbH hat ergeben, dass im betroffenen Be-
reich Betriebsanlagen der DB AG liegen. Die Lage der Systeme kann aus dem beigefügten Ka-
bellageplan entnommen werden.  

Die Ihnen überlassenen Unterlagen bleiben Eigentum der DB Netz AG und sind vertraulich. Sie 
dürfen weder an Dritte weitergeleitet, noch vervielfältigt werden. Sämtliche Unterlagen sind 
nach Abschluss der Arbeiten zu vernichten. 

Die Kabelanlage/der Kabeltrog der DB Netz AG darf nicht überbaut, überschüttet, freigegraben 
oder beschädigt werden. Kabelmerkzeichen dürfen nicht entfernt werden. Der Schutzabstand 
zum Kabeltrasse/trog muss feldseitig mindestens 2,0 Meter betragen. Die Kabelschächte müs-
sen zum Zwecke der Instandhaltung/Entstörung jederzeit zugänglich bleiben. 

Arbeiten im Bereich von Kabeln (unter 2,0 m Abstand) dürfen ausschließlich mittels Such-
schachtung (Handschachtung) durchgeführt werden. 

Vor Baubeginn ist zwingend eine Kabeleinweisung durch die DB Kommunikationstechnik GmbH 
(Ansprechpartner siehe Adressenliste) erforderlich. 

Aus organisatorischen Gründen wird der Antragsteller gebeten, einen Termin für die örtliche 
Kabeleinweisung schriftlich (mindestens 15 Arbeitstage vorher und unter Angabe Strecken-
nummer km von - bis) anzumelden (Ansprechpartner siehe beigefügte Adressenliste). 

Die erfolgte Einweisung ist zu protokollieren. 

Die Forderungen des Kabelmerkblattes und des Merkblattes der Berufsgenossenschaften der 
Bauwirtschaft "Erdarbeiten in der Nähe erdverlegter Kabel" sind strikt einzuhalten. Die Merkblät-
ter und eine Verpflichtungserklärung werden bei der örtlichen Einweisung übergeben. 

Die Empfangsbestätigung/Verpflichtungserklärung ist rechtzeitig vor Baubeginn und von der 
bauausführenden Firma unterzeichnet an uns zurückzusenden. 

Ohne Vorliegen der unterzeichneten Empfangsbestätigung/Verpflichtungserklärung darf mit den 
Bauarbeiten nicht begonnen werden. 

Für Laien ist ein Sicherheitsabstand zu spannungsführenden Teilen der Oberleitungsanlage von 
3,0 m stets einzuhalten. 

Kommen Fahrzeuge nach DB Ril 997.02 in den Oberleitungs- und Stromabnehmerbereich sind 
sie bahnzuerden. 

Die Funktionsweise der Oberleitungsanlage darf zu keinem Zeitpunkt in ihrer Verfügbarkeit be-
einträchtigt werden. 

Die Oberleitungsmasten müssen für Instandhaltungs- und Entstörungsarbeiten jederzeit allseitig 
zugänglich bleiben. 

Zur Sicherung der Standsicherheit der Oberleitungsmasten darf im Druckbereich der Maste 
(5,00 Metern zur Fundamentaußenkante) keine Veränderung der Bodenverhältnisse stattfinden. 
In diesem Bereich darf weder an- noch abgegraben werden. Bei Unterschreitung des Abstan-
des ist ein statischer Nachweis für die betroffenen Masten vom Veranlasser zu erbringen. 
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Baumaterial, Bauschutt etc. dürfen nicht auf Bahngelände zwischen- oder abgelagert werden. 
Lagerungen von Baumaterialien entlang der Bahngeländegrenze sind so vorzunehmen, dass 
unter keinen Umständen Baustoffe / Abfälle in den Gleisbereich (auch durch Verwehungen) 
gelangen. 

Grundsätzlich dürfen Oberflächen- und sonstige Abwässer nicht auf oder über Bahngrund ab-
geleitet werden. Sie sind ordnungsgemäß in die öffentliche Kanalisation abzuleiten. Einer Versi-
ckerung in Gleisnähe kann nicht zugestimmt werden.  

Bahngrund darf weder im noch über dem Erdboden überbaut noch als Zugang bzw. Zufahrt 
zum Baugrundstück sowie als Abstell- oder Lagerplatz (Erdaushub, Baumaterialen, u. ä.) – 
auch nicht im Rahmen der Baustelleneinrichtung – zweckentfremdet verwendet werden. 

Lagerungen von Baumaterialien entlang der Bahngeländegrenze sind so vorzunehmen, dass 
unter keinen Umständen Baustoffe/Abfälle in den Gleisbereich (auch durch Verwehungen) ge-
langen. 

Der Deutschen Bahn AG dürfen durch das Vorhaben keine Nachteile und keine Kosten entste-
hen. Anfallende Kosten sind vom Antragsteller zu übernehmen. 

Wir verweisen auf die Sorgfaltspflicht des Bauherrn. Für alle zu Schadensersatz verpflichtenden 
Ereignisse, welche aus der Vorbereitung, der Bauausführung und dem Betrieb des Bauvorha-
bens abgeleitet werden können und sich auf Betriebsanlagen der Eisenbahn auswirken, kann 
sich eine Haftung des Bauherrn ergeben. 

Schlussbemerkungen 

Alle angeführten gesetzlichen und technischen Regelungen sowie Richtlinien gelten nebst den 
dazu ergangenen oder noch ergehenden ergänzenden und abändernden Bestimmungen.  
Vorausgesetzt wird, dass die maßgebenden Vorschriften und Richtlinien vorhanden und be-
kannt sind. Diese können erworben werden bei:  

DB Kommunikationstechnik GmbH  
Medien- und Kommunikationsdienste,  
Informationslogistik,  
Kriegsstraße 136,  
76133 Karlsruhe 
Tel.: 0721 / 938-5965, Fax: 069 / 265-57986  
E-Mail: dzd-bestellservice@deutschebahn.com   
Online Bestellung: www.dbportal.db.de\dibs 

Wir bitten Sie, uns die Abwägungsergebnisse zu gegebener Zeit zuzusenden und uns an dem 
weiteren Verfahren zu beteiligen. 

Für Rückfragen zu diesem Schreiben bitten wir Sie sich an die Mitarbeiterin des Kompetenz-
teams Baurecht, zu wenden. 

+++ Datenschutzhinweis: Aus aktuellem Anlass möchten wir Sie darauf hinweisen, dass die in 
Stellungnahmen des DB Konzerns enthaltenen personenbezogenen Daten von DB Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern (Vor- und Nachname, Unterschriften, Telefon, E-Mail-Adresse, Postanschrift) 
vor der öffentlichen Auslegung (insbesondere im Internet) geschwärzt werden müssen. +++  
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Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom
. .. . Annette Bossle E-Mail vom 28.10.2022Lrchtgrun Landschaftsarchrtektur

z_Hd. Annette Boßle Unser Zeichen, Bitte bei Antwort angeben

Linzer Straße 13 AELF-RW-LZ2—46-8—M—2

93055 Regensburg

Roth—Weißenburg i.Bay. 28.1 12022

Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans Solarpark Ellingen VI“ der Stadt Ellingen;
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem.
54 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu o.g. Änderung des Flächennutzungsplans und Aufstellung des Bebauungs-
plans wird wie folgt Stellung genommen:

Bereich Landwirtschaft:
Ausgangssituation Teilfläche A:
Der Geltungsbereich der Photovoltaikanlage umfasst die Grundstücke mit den
Flurnummern 627, 628 und 629 in der Gemarkung Ellingen. Mit der geplanten
Freiflächenphotovoltaikanlage wird eine Fläche von 1,36 ha für einen längeren
Zeitraum aus der landwirtschaftlichen Nutzung genommen und steht zukünftig für
die Erzeugung von Lebens— und Futtermitteln nicht mehr zur Verfügung. Das
Ackerland wurde bisher intensiv landwirtschaftlich bewirtschaftet, bei der Bodenart
handelt es sich einen lehmigen Sandboden durchschnittlichen Ertragsfähigkeit
und geringen Nährstoffverfügbarkeit. Die Bodenzahl wird mit 38 bis 44 Wertpunk-
ten und die Ackerzahl mit 37 bis 44 Wertpunkten angegeben; der überwiegende
Anteil des Bodens weist die geringeren Wertpunktzahlen aus, und liegt deshalb
gesamtbezogen leicht unter dem Durchschnitt des Landkreises Weißenburg-Gun—
zenhausen.

Ausgleichsflächen:
Ein naturschutzfachlicher Ausgleich ist nicht erforderlich. Es werden keine Aus-
gleichsfla'chen ausgewiesen.

Auswirkungen für die landwirtschaftlichen Betriebe:
Die einbezogenen Flächen wurden bisher von den landwirtschaftlichen Betrieben
Karl Nikolaus Koller und von Bernhard und Berta Garscha landwirtschaftlich be-
wirtschaftet.
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Der Flächenverlust ist für die beide Betriebe kompensierbar und hat keine exis-
tenzgefährdenden Auswirkungen.

Hinweise Landwirtschaft:
Es sollte sichergestellt werden, dass nach Beendigung der Vertragslaufzeit bezie-
hungsweise der Einstellung der Stromerzeugung mit der Freiflächenphotovoltaik,
für den Betreiber der Anlage eine Rückbauverpfllchtung mit Rekultivierung der
Fläche besteht.

Erfreulicherweise wird in der Begründung zum Bebauungsplan i.d.F. vom
20.10.2022 unter Punkt 4.4 Belange der Landwirtschaft“ auf folgende Belange
aus der Landwirtschaft hingewiesen.
o Auftreten von lmmissionen aus der Landwirtscihaft
o Freihaltung der Felderschließungen für den landwirtschaftlichen Verkehr
o Einhaltung des Grenzabstandes bei Bepflanzungen mit dem Hinweis das eine

regelmäßige Pflege und Rückschnitt der Hecken erfolgen'muss

Die in der Begründung aufgeführten Belange der Landwirtschaft sind vom Betrei-
ber der Anlage zu beachten und einzuhalten.

Wenn eigene oder fremde Drainagen im Geltungsbereich vorhanden sind, und
diese bei Bauarbeiten beschädigt werden, so sind diese Schäden durch den Vor—
habensträger zu beheben. Es darf zu keiner Vernässung und sonstigen Bewirt-
schaftungsbeeintr'a'chtigung der benachbarten Flächen kommen.

Hinweis: .
_ .

Mit der Inanspruchnahme von landwirtschaftlichem Grund und Boden sollte spar-
sam und schonend umgegangen werden. Deshalb sollte zukünftig beim Ausbau
der erneuerbaren Energien im Bereich Photovoltaik die Möglichkeit geprüft wer-
den, alternativ Agri—Photovoltaikanlagen auf landwirtschaftlichen Flächen zu er—

richten. Zudem sollten vorrangig bereits versiegelte Flächen (Großparkplätze, ln—

dustriehallen, Dachflächen etc.) für den Ausbau der erneuerbaren Energien her-
angezogen werden.

Aus landwirtschaftlich-fachlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen die Ände-
rung des Flächennutzungsplans und der Aufstellung des Bebauungsplans Solar-
park Ellingen VI der Stadt Ellingen Teilbereich A.

Bereich Forsten: ‘
_

Waldflächen i. S. d. ä 2 Bundeswaldgesetz (BWald_G) i. V. m. Art. 2 Abs. 1 Bayeri—
sches'Waldgesetz (BayWaldG) sind von der o. g. Anderung des Flächennut—
zungsplanes nicht unmittelbar betroffen.

Zu dem im Nordwesten an das Planungsgebiet angrenzenden Wald ist zur Be-
bauung ein Abstand von mindestens 20 m vorgesehen. Schäden an der Solaran—
lage durch die benachbarteWaldbestockung sind somit nicht zu erwarten.

Von Seiten der Unteren Forstbehörde bestehen keine Einwände.

Mit freundlichen Grüßen

Landwirtschaftsoberinspektor
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Linzer Straße 13 AELF—RW-L22-4B'H-B—14-3

93055 Regensburg Name
‘

Roth-Weißenburg i.Bay. 28.1 12022

Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans Solarpark Ellinge_n VI“ der Stadt Ellingen;
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem.
54 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu o.g. Änderung des Flächennutzungsplans und Aufstellung des Bebauungs-
plans wird wie folgt Stellung genommen:

Bereich Landwirtschaft:
Ausgangssituation Teiiäche B:
Der Geltungsbereich der Photovoltaikanlage umfasst die Grundstücke mit den
Flurnummern 666 (Tfi.) und 667 in der Gemarkung Ellingen. Mit der geplanten
Freiächenphotovoltaikanlage wird eine Fläche von ca. 2,01 ha für einen längeren
Zeitraum aus der landwirtschaftiichen Nutzung genommen und steht zukünftig für
die Erzeugung von Lebens— und Futtermitteln nicht mehr zur Verfügung. Das
Ackerland wurde bisher intensiv landwirtschaftlioh bewirtschaftet, bei der Bodenart
handelt es sich sowohl um einen lehmigen Sandboden als auch sandigen Lehm-
boden mit durchschnittlicher Ertragsfähigkeit. Die Bodenzahl wird mit 51 bis 55
Wertpunkten und die Ackerzahl mit 48 bis 53 Wertpunkten angegeben; sie liegen
erheblich über dem Durchschnitt des Landkreises Weißehburg-Gunzenhausen.

Laut den Hinweisen des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und
Verkehr zur Bau— und landesplanerischen Behandlung von Freiächen—Photovol-
taikanlagen vom 10.12.2021 sind landwirtschaftliche Böden mit überdurchschnittli—
cher Bonität grundsätzlich nicht geeignete Standorte für Freiflächen-Photovoltaik-
anlagen. Es handelt sich bei den o.g. Grundstücken um landwirtschaftlichen
Grund und Boden mit überdurchschnittlicher Bonität.

Ausgleichsflächen:
Ein naturschutzfachlicher Ausgleich ist nicht erforderlich. Es werden keine Aus-
gleichsächen ausgewiesen.
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Auswirkungen für die landwirtschaftlichen Betriebe:
Die einbezogenen Flächen wurden bisher vom landwirtschaftlichen Betrieb Kari
Nikolaus Koller bewirtschaftet.
Der Fiächenveriust ist für den Betrieb kompensierbar und hat keine existenzge-
fährdende Auswirkung.

‘

Hinweise Landwirtschaft:
Es sollte sichergestellt werden, dass nach Beendigung der Vertragslaufzeit bezie—
hungsweise der Einstellung der Stromerzeugung mit der Freiflächenphotovoltaik,
für den Betreiber der Anlage eine Rückbauverpflichtung mit Rekultivierung der
Fläche besteht.

Erfreulicherweise wird in der Begründung zum Bebauungsplan i.d.F_. vom
20.10.2022 unter Punkt 4.4 Belange der Landwirtschaft“ auf folgende Belange
aus der Landwirtschaft hingewiesen.
o Auftreten von lmmissionenaus der Landwirtschaft
o Freihaltung der Felderschließungen für den landwirtschaftlichen Verkehr
o Einhaltung des Grenzabstandes bei Bepflanzungen mit dem Hinweis das eine
regelmäßige Pflege und Rückschnitt der Hecken erfolgen muss

Die in der Begründung aufgeführten Belange der Landwirtschaft sind vom Betrei-
ber der Anlage zu beachten und einzuhalten.

Wenn eigene oder fremde Drainagen im Geltungsbereich vorhanden sind, und
diese bei Bauarbeiten beschädigt werden, so sind diese Schäden durch den Vor-
habenstr'a'ger zu beheben. Es darf zu keiner Vernässung und sonstigen Bewirt—
schaftungsbeeinträchtigung der benachbarten Flächen kommen.

Hinweis:
Mit der Inanspruchnahme von landwirtschaftlichem Grund und Boden sollte spar-
sam und schonend umgegangen werden. Deshalb sollte zukünftig beim Ausbau
der erneuerbaren Energien im Bereich Photovoltaik die Möglichkeit geprüft wer—
den, alternativ Agri--Photovoltaikanlagen auf landwirtschaftlichen Flächen zu er—

richten. Zudem sollten vorrangig bereits versiegelte Flächen (Großparkpl'atze, ln-
dustriehallen Dachflächen etc. ) für den Ausbau der erneuerbaren Energien her-
angezogen werden.

Aus landwirtschaftlich—fachlicher Sicht bestehen vor allem wegen der lnanspruch-
nahme von landwirtschaftlichem Grund und Boden mit überdurchschnittlicher Bo—
nita't Bedenken gegen die Änderung des Flächennutzungsplans und der Aufstel-
lung des Bebauungsplans Solarpark Ellingen Vi der Stadt Ellingen Teilbereich B.

Bereich Forsten:
Waldflächen i. S. d. 5 2 Bundeswaldgesetz (BWaldG) i. V. m. Art. 2 Abs. 1 Bayeri-
sches Waldgesetz (BayWaldß) sind von der o. g. Änderung des Flächennut—
zungsplanes nicht unmittelbar betroffen.

Zu dem, im Nordwesten an das Planungsgebiet angrenzenden Wald ist zur Be—
bauung ein Abstand von mindestens 20 m vorgesehen. Schäden an der Solaran-
lage durch die benachbarte Waldbestockung sind somit nicht zu erwarten.

Von Seiten der Unteren Forstbehördebestehen keine Einwände.
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Amt für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten

Roth-Weißenburg i.Bay.

AELF-RW ° Johann-Strauß-Straße 1 « 91 154 Roth

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom
. .. . Annette Bossle E-Mail vom 28.10.2022Luchtgrun Landschaftsarchntektur

Z.Hd_ Annette Boßle Unser Zeichen, Bine bei Antwort angeben

Linzer Straße 13 ‘
AELFvRW-L22—46H—B—14-Z

93055 Regensburg
_

Name

Roth-Weißenburg i.Bay. 28.1 12022

Änderüng des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans Solarpark Ellingen VI“ der Stadt Ellingen;
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem.
54 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu o.g. Änderung des Flächennutzungsplans und Aufstellung des Bebauungs—
plans wird wie folgt Stellung genommen:

Bereich Landwirtschaft:

Ausgangssituation Teilfläche C:
Der Geltungsbereich der Photovoltaikanlage umfasst die Grundstücke mit den
Flurnummern 673 (Til.) und 671 (T.) in der Gemarkung Ellingen. Mit der geplan-
ten Freiflächenphotovoltaikanlage wird eine Fläche von ca. 1,59 ha für einen län—

geren ZeitraUm aus der landwirtschaftlichen Nutzung genommen und steht zu-
künftig für die Erzeugung von Lebens— und Futtermitteln nicht mehr zur Verfü—
gung. Das Ackerland wurde bisher intensiv landwirtschaftlich bewirtschaftet, bei
der Bodenart handelt es sich sowohl um einen lehmigen Sandboden als auch um
Lehmboden mit durchschnittlicher Ertragsfähigkeit. Die Bodenzahl wird mit 39 bis
52 Wertpunkten und die Ackerzahl mit 36 bis 48 Wertpunkten angegeben; der
übemiegende Anteil des Bodens weist die höheren Wertpunktzahlen aus, und
liegt deshalb gesamtbezogen leicht über dem Durchschnitt des Landkreises Wei-
ßenburg-Gunzenhausen.

Laut den Hinweisen des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und
Verkehr zur Bau— und landesplanerischen Behandlung von Freiächen-Photovol-
taikanlagen vom 10.12.2021 sind landwirtschaftliche Böden mit überdurchschnittli-
cher Bonität grundsätzlich nicht geeignete Standorte für Freiflächen-Photovoltaik-
anlagen. Es handelt sich bei den o.g. Grundstücken um landwirtschaftlichen
Grund und Boden mit überdurchschnittlicher Bonität.
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Ausgleichsächen:
Ein naturschutzfachlicher Ausgleich ist nicht erforderlich. Es werden keine Aus—
gleichsächen ausgewiesen.

Auswirkungen für die iandwirtschaftlichen Betriebe:
Die einbezogenen Flächen wurden bisher von den landwirtschaftlichen Betrieben
Karl Nikolaus Koller und Thomas Eckerlein bewirtschaftet.
Der Flächenverlust ist für die beide Betriebekompensierbar und hat keine exis-
tenzgefährdende Auswirkung.

Hinweise Landwirtschaft:
Es sollte sichergestellt werden, dass nach Beendigung der Vertragslaufzeit bezie
hungsweise der Einstellung der Stromerzeugung mit der Freiflächenphotovoltaik,
für den Betreiber der Anlage eine Rückbauverpflichtung mit Rekultivierung der
Fläche besteht.

Erfreulicherweise wird in der Begründung zum Bebauungsplan i.d.F. vom
20.10.2022 unter Punkt 4.4 Belange der Landwirtschaft“ auf folgende Belange
aus der Landwirtschaft hingewiesen.
o Auftreten von lmmissionen aus der. Landwirtschaft
o Freihalti.rng der Felderschließungen fürden landwirtschaftlichen Verkehr
o Einhaltung des Grenzabstandes bei Bepflanzungen mit dem Hinweis das eine

regelmäßige Pflege und Rückschnitt der Hecken erfolgen muss

Die in der Begründung aufgeführten Belange der Landwirtschaft sind vom Betrei—
ber der Anlage zu beachten und einzuhalten.

Wenn eigene oder fremde Drainagen im Geltungsbereich vorhanden sind, und
_ diese bei Bauarbeiten beschädigt werden, so sind diese Schäden durch den Vor-
habensträger zu beheben. Es darf zu keiner Vernässung und sonstigen Bewirt-
schaftungsbeeinträchtigung der benachbarten Flächen kommen.

Hinweis:
Mit der Inanspruchnahme von landwirtschaftlichem Grund und Boden sollte spar-
sam und schonend umgegangen werden. Deshalb sollte zukünftig beim Ausbau
der erneuerbaren Energien im Bereich Photovoltaik die Möglichkeit geprüft wer-
den, alternativ Agri—Photovoltaikanlagen auf landwirtschaftlichen Flächen zu er—

richten. Zudem sollten vorrangig bereits versiegelte Flächen (Großparkplätze, ln-
dustriehallen, Dachflächen etc.) für den Ausbau der erneuerbaren Energien her-
angezogen werden.

Aus landwirtschaftlich-fachlicher Sicht bestehen vor allem wegen der lnanspruch-
nahme von landwirtschaftlichem Grund und Boden mit überdurchschnittlicher Bo-
nität Bedenken gegen die Änderung des Flächennutzungsplans und der Aufstel—
lung des Bebauungsplans Solarpark Ellingen Vi der Stadt Ellingen.

Bereich Forsten:
Waldflächeni. S d. 5 2 Bundeswaldgesetz(ßWald6)i. V. m. Art. 2Abs. 1 Bayeri—
sches Waldgesetz (BayWaldG) sind von der o. g. Änderung des Flächennut-
zungsplanes nicht unmittelbar betroffen.
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Zu dem im Nordwesten an das Planungsgebiet angrenzenden Wald ist zur Be—

bauung ein Abstand von mindestens 20 m vorgesehen. Schäden an der Solaran—
lage durch die benachbarte Waldbestockung sind somit nicht zu erwarten.

Von Seiten der Untere'n Forstbehörde bestehen keine Einwände.

Mit freundlichen Grüßen
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Landratsamt Weißenburg-Gunzenhausen 
Postfach 380  91780 Weißenburg i. Bay. Sachgebiet Bauwesen, Bauleitplanung 

Per E-Mail als pdf-Datei: 
Annette.bossle@lichtgruen.com  
 

Lichtgrün Landschaftsarchitektur 
Annette Boßle 

Linzer Str. 13 
93055 Regensburg 

Servicezeiten 

 nach vorheriger Terminvereinbarung 

   Montag - Freitag 07.30 – 12.00 Uhr 

 Montag - Dienstag 13.30 – 16.00 Uhr 

 Donnerstag 13.30 – 17.30 Uhr  

Unser Zeichen Ihr Schreiben vom, Zeichen Gespräch vom, mit Weißenburg i. Bay.,  

SG 41-610 Mail vom 28.10.2022       30.11.2022  

 

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 

 

Aufstellung des vorhabensbezogenen Bebauungsplans „Solarpark Ellingen 
VI“, SO PV, Stadt/VG Ellingen 
 

Planungsstand:  20.10.2022 (Lichtgrün Landschaftsarchitektur, Regensburg) 
 

Verfahrensstand und -art:  

1. Stellungnahme als Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB; 
Zweistufiges Parallelverfahren 

 
Das Landratsamt Weißenburg-Gunzenhausen nimmt als Träger öffentlicher Belange 

zur vorstehenden Bauleitplanung wie folgt Stellung: 
 

A) Rechtsverbindliche Einwendungen:    
 
Untere Naturschutzbehörde: 

 
Nach Angaben in der Begründung mit Umweltbericht liegen derzeit noch keine geeig-

neten Flächen für die notwendigen CEF-Maßnahmen für ein Feldlerchen-Brutpaar vor. 
Die Vorlage dieser Kompensationsmaßnahmen ist für das weitere Verfahren angekün-
digt. Anschließend kann hierzu eine abschließende Prüfung erfolgen. 

 

B) Fachliche Informationen und Empfehlungen: 
 
Technische Wasserwirtschaft/Wasserrecht: 

 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen: 
Mit wassergefährdenden Stoffen (z. B. Lagerung von Heizöl, Wärmepumpen) darf nur 

so umgegangen werden, dass keine Verunreinigung von Boden, Grundwasser oder an-
deren Gewässern erfolgen kann. Beim Bau entsprechender Vorhaben ist das WHG und 

mailto:Annette.bossle@lichtgruen.com
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BayWG; hinsichtlich des Umganges mit wassergefährdenden Stoffen die AwSV (Anla-
genverordnung) zu beachten.  
Falls eine Trafostation mit einem ölbefüllten Trafo aufgestellt wird, ist u.a. für Lecka-

gen eine ausreichend bemessene Auffangwanne unter dem Trafo einzubauen. Auf § 
34 und § 40 AwSV wird verwiesen. Die nach der AwSV erforderlichen Maßnahmen sind 

ggf. im Rahmen eines Bauantrags detailliert darzustellen. 
 

Standortverhältnisse, u. a.: 
Die weiteren, wasserwirtschaftlich relevanten Sachverhalte (Siedlungsentwässerung, 
u. a.) sind mit dem Wasserwirtschaftsamt Ansbach als zuständiger Träger öffentlicher 

Belange abzuklären. 
 

 

C) Keine inhaltlichen Äußerungen: 
 

Kreisbaumeister, untere Immissionsschutzbehörde, Kommunalaufsicht und 
Straßenverkehrsbehörde wurden ebenfalls am Verfahren beteiligt und haben keine 

Einwände erhoben oder sich inhaltlich nicht geäußert. 
Von Seiten des Fachbereichs Bauleitplanung erfolgt keine Äußerung. 
 

Die VG Ellingen erhält einen Abdruck dieser Stellungnahme. 

Sofern nicht ausdrücklich gewünscht, erfolgt keine Übersendung dieses Schreibens per 
Post. 
 

Das Landratsamt Weißenburg-Gunzenhausen ist über den Verfahrensfortgang auf 
dem Laufenden zu halten. 
 

 

 

Gez. 

 

 



 
 

... 
 
Briefanschrift 

Postfach 6 06, 91511 Ansbach 
 
Frachtanschrift 

Promenade 27, 91522 Ansbach 

Dienstgebäude 
Promenade 27 
Weitere Gebäudeteile 
F Flügelbau 
Th Thörmerhaus 

Weiteres Dienstgebäude 

Bischof-Meiser-Str. 2/4 

Telefon 0981 53-0 
Telefax 0981 53-1456 
E-Mail poststelle@reg-mfr.bayern.de 
Internet 
http://www.regierung.mittelfranken.bayern.de 

Öffentliche Verkehrsmittel 

Bushaltestellen Schlossplatz 
oder Bahnhof der Stadt- und 
Regionallinien 

 

 

 
Stadt Ellingen, Landkreis Weißenburg Gunzenhausen, Bebauungsplan Sondergebiet 
"Solarpark Ellingen VI" 
  
Hier: Frühzeitige Beteiligung der Höheren Landesplanungsbehörde als Träger öffentlicher 
Belange gemäß §4 Abs. 1 BauGB 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Stadt Ellingen beabsichtigt mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
„Solarpark Ellingen VI“ die baurechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung einer Freiflächen-
Photovoltaikanlage [Geltungsbereich ca. 5 ha], aufgeteilt in Teilfläche A [Flurstücke 627, 628, 629; 
ca. 1,4 ha], Teilfläche B [Flurstücke 666 (Tfl.), 667, 668; ca. 2,0 ha] und Teilfläche C [Flurstücke 
671 (Tfl.), 673 (Tfl.); ca. 1,6 ha], Gemarkung Ellingen, zu schaffen. Die Änderung des 
Flächennutzungsplanes zur Ausweisung des Sondergebietes Photovoltaik „Ellingen VI“ erfolgt im 
Parallelverfahren. 
 
Für das o.g. Verfahren sind insbesondere folgende Ziele und Grundsätze des 
Landesentwicklungsprogrammes (LEP) Bayern einschlägig: 
6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien 
(Z) Erneuerbare Energien sind verstärkt zu erschließen und zu nutzen. 
6.2.3 Photovoltaik 
(G) Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen möglichst auf vorbelasteten Standorten realisiert 
werden. 
7.1.3 Erhalt freier Landschaftsbereiche 
(G) Freileitungen, Windkraftanlagen und andere weithin sichtbare Bauwerke sollen insbesondere 
nicht in schutzwürdigen Tälern und auf landschaftsprägenden Geländerücken errichtet werden. 
 
Das o.g. Vorhaben steht mit dem Ziel 6.2.1 des Landesentwicklungsprogrammes (LEP) Bayern in 
Einklang, wonach Erneuerbare Energien verstärkt zu erschließen und zu nutzen sind. Die 
Ausweisung von Flächen für die Errichtung von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien soll 
jedoch raumverträglich unter Abwägung der berührten fachlichen Belange erfolgen. 
 

REGIERUNG VON MITTELFRANKEN 
 

  

 

Regierung von Mittelfranken • Postfach 6 06 • 91511 Ansbach
 

 

 
Per E-Mail 
Lichtgrün Landschaftsarchitektur 
Linzer Straße 13 
93055 Regensburg 
 

 

  

Ihr Zeichen 
Ihre Nachricht vom 

Unser Zeichen (Bitte bei Antwort angeben) 
Ihre Ansprechpartnerin/Ihr Ansprechpartner 

 

28.10.2022  01.12.2022 
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Dem LEP Bayern zufolge sollen Freiflächen-Photovoltaikanlagen möglichst auf vorbelasteten 
Standorten im Sinne des Grundsatzes 6.2.3 realisiert werden. Hierzu zählen z.B. Standorte entlang 
von Infrastruktureinrichtungen (Verkehrswege, Energieleitungen etc.) oder Konversionsstandorte. 
Teilfläche A liegt zwischen der Bundesstraße B 2 im Osten und der Bahnlinie im Westen, Teilfläche 
B schließt direkt an den Solarpark Ellingen II an, Teilfläche C liegt, getrennt einen durch einen 
Feldweg nördlich des Solarpark Ellingen II. Es handelt sich folglich um einen bereits vorbelasten 
bzw. durch die im Umfeld bereits bestehenden Freiflächen-Photovoltaikanlagen technisch 
vorgeprägten Standort im Sinne des LEP Bayern.  
 
Das Plangebiet liegt jedoch vollumfänglich in einem im Regionalplan der Region Westmittelfranken 
(RP 8) festgesetzten landschaftlichen Vorbehaltsgebiet, in dem der Sicherung und Erhaltung 
besonders schutzwürdiger Landschaftsteile bei der Abwägung mit konkurrierenden 
raumbedeutsamen Nutzungen ein besonderes Gewicht beigemessen werden soll (RP8 –  
Z 7.1.3.2). Aufgrund des landschaftlichen Vorbehaltsgebietes gilt es die negativen Auswirkungen 
der geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlage auf das Landschaftsbild durch geeignete 
Maßnahmen zu reduzieren, sodass die Belange des landschaftlichen Vorbehaltsgebietes im Zuge 
der Planungen hinreichend berücksichtigt werden. Für Teilfläche A ist nach Osten hin zur 
Bundesstraße B2 z.T. eine 1-2 reihige Hecke, für Teilfläche C nach Norden und Westen eine mind. 
3-reihige Hecke vorgesehen. Aufgrund der bestehenden Eingrünung durch den Wald und der 
geringen räumlichen Weitwirkung aufgrund der Kessellage des Plangebietes, sind die geplanten 
grünordnerischen Maßnahmen aus landesplanerischer Sicht angemessen, um die negativen 
Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu minimieren. 
 
Einwendungen aus landesplanerischer Sicht werden nicht erhoben. 
 
Hinweise der Höheren Naturschutzbehörde: 
Aus fachlicher Sicht besteht hinsichtlich des erforderlichen Umfanges und Detaillierungsgrades der 
Umweltprüfung Einverständnis. Noch offen ist die Ausgleichsmaßnahme für die Betroffenheit eines 
Brutpaares der Feldlerche. Nach Angaben in der Begründung wird diese Maßnahme bis zum 
nächsten Verfahrensschritt ergänzt. Die abschließende Prüfung der artenschutzrechtlichen 
Belange kann daher erst im nächsten Verfahrensschritt erfolgen. Zur Lage im landschaftlichen 
Vorbehaltsgebiet bestehen keine Einwände, da die Teilflächen unmittelbar an eine bestehende 
Solaranlage und Verkehrswege anschließen (Vorbelastung). 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
 

 
 
 



 

  Kreisbrandinspektion  
  Landkreis Weißenburg - Gunzenhausen 
 
 
 
 

 

Vorbeugender Brandschutz 

  

Verwaltungsgemeinschaft Ellingen 
Weißenburger Str. 1  
91792 Ellingen    

Fon:  
Mobil: 0

Web: www.kreisbrandinspektion-wug.de 
 

Ihr Schreiben vom, Zeichen Gespräch vom, mit Aktenzeichen Burgsalach, den 

             14.11.2022  
 

Bauleitplanung Stadt Ellingen 
 
Bauort:    Sondergebiet Solarpark Ellingen VI  
 
 
 
Anhörung und Stellungnahme der Brandschutzdienststelle  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
  

nachstehend äußern wir uns, aus Sicht der Brandschutzdienststelle, zum oben genannten 
Vorhaben.   
  

 Zufahrt, Zugänglichkeit 
  

Die Zufahrtsmöglichkeit für Feuerwehrfahrzeuge ist zu ermöglichen.  
  

Ansprechpartner:  
  

Um einen Ansprechpartner im Schadensfall erreichen zu können, sollte am Zufahrts-
tor deutlich und dauerhaft die Erreichbarkeit eines Verantwortlichen für die bauliche 
Anlage angebracht sein und der örtlichen Feuerwehr mitgeteilt werden. Adresse 
und Erreichbarkeit des zuständigen Energieversorgungsunternehmens sollte bei der 
Alarmierungsplanung hinterlegt werden.  
  

 

Organisatorische Maßnahmen:  
  

Bei Photovoltaikanlagen im Freigelände handelt es sich i.d.R. immer um größere 
(flächige) bauliche Anlagen. Wegen der Besonderheiten dieser Anlagen sollte ein 
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gemeinsamer Feuerwehrplan für alle Flächen nach DIN 14095 hierfür vom Betreiber 
in Absprache mit der Brandschutzdienststelle erstellt und der örtlichen Feuerwehr 
zur Verfügung gestellt werden.  
In den Plänen sollte die Leitungsführung bis zum / zu den Wechselrichter/-n und 
von dort bis zum Übergabepunkt des Energieversorgungsunternehmens erkennbar 
sein. Hinsichtlich einer eventuellen Objektplanung (Alarmplanung) sollte eine ein-
deutige Alarmadresse von der Gemeinde zugeordnet werden. Ggf. kann man für die 
gewaltlose Zugänglichkeit in Absprache mit der örtlichen Feuerwehr noch ein Feuer-
wehr-Schlüsseldepot Typ 1 (nicht VdS-anerkannt) am Zufahrtstor vorsehen. 
 
 

Sollten Ihrerseits noch Fragen bestehen, stehen wir Ihnen gerne, unter den oben genann-
ten Kontaktdaten, zur Verfügung!  
 
 

 

 
 
 
Verteiler: 
- untere Baugenehmigungsbehörde, Landratsamt Weißenburg – Gunzenhausen 




